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Möglichkeiten der Liquiditätsbeschaffung und Erhaltung der Solvenz

in Zeiten der Covid-19 Pandemie

Dieses Dokument soll einen Überblick verschaffen und rechtliche Fragen klären, die nun wich�g für

Unternehmen, Vereine und Ins�tutionen sind, die durch die Folgen der Infektion mit Covid-19 in ihrer

Existenz gefährdet werden.

Das Dokument gibt den aktuellen Wissensstand wieder und wird laufend aktualisiert. Alle Informa�o-

nen sind nach bestem Wissen und Gewissen zusammengetragen worden. Bi�e beachten Sie, dass sich

die tatsächliche und rechtliche Lage schnell ändern kann. Eine Ha�ung für die Inhalte dieses Dokumen-

tes kann nicht übernommen werden. Dieses Dokument wird laufend aktualisiert.

Stand der Bearbeitung: 17.04.2020, v3.0
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Übersicht über die Möglichkeiten zur Liquiditätsbeschaffung

undErhaltungderSolvenz

KfWKredite
KfW-Kredite, werden wie bereits vor der Krise, durch die Hausbanken vermittelt. Diese tragen ein Kre-

ditrisiko von 10% bis 20%, darüber hinaus ist der Kredit durch die KfW abgesichert. Doch auch für

dieses Kreditrisiko von 10% bis 20% sind die Banken verpflichtet, die üblichen Kreditrichtlinien einzu-

halten. Unternehmen in existenzbedrohlicher Lage, wird vermutlich der beantragte Kredit verwehrt

werden.

Aus diesem Grund hat die Bundesregierung ein neues KfW-Kreditprogramm unter dem Titel „KfW-

Schnellkredit 2020“ beschlossen. Dieses steht kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) offen und

ist zu 100% von der KfW abgesichert. Die Vermi�lung erfolgt wie auch bei den anderen Krediten über

die jeweilige Hausbank (nähere Informa�onen unten).

FörderprogrammederBundesländer, desBundesundderEU
Über die Förderbanken der Bundesländer stehen verschiedene Förderprogramme zur Verfügung,

ebenso exis�eren Förderprogramme des Bundes und der EU. Das Angebot ist groß und unübersicht-

lich, Unternehmer sollten auf der Website foerderdatenbank.de nach geeigneten Programmen su-

chen.

BürgschaftenderBundesländer, desBundesundBund-Länder-Parallel-

bürgschaften
Die deutschen Bürgscha�sbanken stellen gemeinsam mit den kreditvergebenden Hausbanken ver-

schiedene Lösungen für Unternehmen zur Verfügung, die auf dem einheitlichen Portal finanzierungs-

portal.ermoeglicher.de gesucht und beantragt werden können.
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Steuerstunden /Neuberechnungender Steuervorauszahlungen
Laufende Vorauszahlungen zur Einkommensteuer bzw. Körperscha�steuer können herab- oder aus-

gesetzt werden. Dazu ist der Kontakt zum zuständigen Finanzamt aufzunehmen. Die Bundesregierung

hat weitere Erleichterungen beispielsweise bei Abschreibungen schnellstmöglich in Aussicht gestellt

(genauer siehe unten).

StundungvonSozialabgaben
Notwendig hierfür ist ein formloser Antrag bei der zuständigen Krankenkasse formlos unter Bezug auf

Notlage durch die Corona-Krise und Paragraf § 76 SGB IV. Eine Stundung für April sollte dann möglich

sein, wenn bereits alle anderen Hilfspakete und Unterstützungsmaßnahmen ausgeschöp� sind (ge-

nauer siehe unten).

Stundungenweiterer Versicherungen
Möglicherweise bieten Ihnen andere Versicherungen aufgrund der Corona-Pandemie Stundungsmög-

lichkeiten an, dies kann zum Beispiel Lebensversicherungen betreffen. Dies sollten Sie im Einzelfall

prüfen und diesbezüglich Kontakt zu Ihren Versicherern aufnehmen oder sich auf deren Webseiten

informieren.

Kurzarbeitergeld
Unternehmen, die Arbeitsausfälle von 10% bei mindestens 10% der Angestellten hinnehmen müssen,

sollten dringend Kurzarbeitergeld anzeigen und anschließend beantragen. Jetzt werden auch die Sozi-

alversicherungsbeiträge übernommen (genauer siehe unten).

Bestehenden Versicherungsschutzprüfen,z.B.Betriebsschließungsver-

sicherung
Die Betriebsschließungsversicherung ist eine Sonderform der Betriebsunterbrechungsversicherung

und beinhaltet die Zahlung von Entschädigungsleistungen für entgangene Erträge wegen der Unter-

brechung der Leistungs- und Produktionsprozesse durch den Eingriff sta�licher Behörden in Form ei-

ner angeordneten Betriebsschließung, das beinhaltet auch die Schließung im Rahmen des Infek�ons-

schutzgesetzes.

Die genauen Kondi�onen müssen individuell geprü� werden (genauer siehe unten).



5

Entschädigungszahlungennach IfSG / Erstattung von Arbeitgeberauf-

wendungen
Betriebsschließungen oder Veranstaltungsverbote aufgrund einer nach § 28 Abs. 1 Infek�onsschutz-

gesetz erlassenen Allgemeinverfügung begründen keine Ansprüche nach § 56 Infektionsschutzgesetz.

Solche Ansprüche werden nur gewährt, wenn im individuellen Fall eine Quarantäne oder ein Berufs-

ausübungsverbot vom Gesundheitsamt ausgesprochen wurde (für eine bestimmte Person).

Ein Arbeitnehmer, für den das Gesundheitsamt eine Quarantäne angeordnet hat oder ein Berufsaus-

übungsverbot ausgesprochen hat, erhält Zahlungen von seinem Arbeitgeber bis zu 6 Wochen. Der Ar-

beitgeber erhält eine entsprechende Ersta�ung von Arbeitgeberaufwendungen von der jeweils zu-

ständigen Stelle. Nach 6 Wochen kann der Arbeitnehmer die Zahlung direkt von der zuständigen Stelle

erhalten.

Arbeitgeberaufwendungen richten sich nach der gezahlten Entschädigung, diese richtet sich nach bei

Arbeitnehmern nach dem Ne�oarbeitsentgelt. Die gezahlten Beträge werden dem Arbeitgeber auf

Antrag von der Entschädigungsbehörde erstattet.

Es ist zu unterscheiden zwischen einer angeordneten Quarantäne (Anspruch aus § 56 Abs. 1 S. 2 IfSG)

und einem ausgesprochenen beruflichen Tä�gkeitsverbot (Anspruch aus § 56 Abs. 1 S. 2 IfSG). Die

Unterscheidung ist relevant für die For�ührung des Versicherungsschutzes in der Kranken- und Pfle-

geversicherung und für die Arbeitslosenversicherung.

Ist ein Arbeitnehmer arbeitsunfähig erkrankt, ohne das eine Quarantäne angeordnet wurde, gelten die

üblichen Regelungen für Entgel�ortzahlung im Krankheitsfall – auch dann, wenn es sich bei der Krank-

heit um Covid-19 handelt!

SoforthilfenderBundesländerfür kleinereUnternehmen
Achtung: Dem Bundesland Berlin gehen bereits die Mittel aus. Unternehmen, die jetzt noch

Anträge in Berlin stellen müssen mit weniger Geld rechnen. Zwar können Anträge bis zum 31.

Mai 2020 gestellt werden, es ist aber dringend zu zügiger Antragsstellung zu raten, dies gilt für

alle Bundesländer!

Die einzelnen Bundesländer stellen Soforthilfen für kleinere Unternehmen bereit. Die Voraussetzun-

gen unterscheiden sich teilweise, ebenso die Beträge. Häufige Voraussetzungen sind Liquiditätseng-

pässe, existenzbedrohliche Lage und/oder Schließung des Betriebs aufgrund Allgemeinverfügung.
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Bezugsgröße ist die Mitarbeiterzahl.

Aus Niedersachen und Berlin wurde bereits gemeldet, dass die Mi�el schon fast aufgebraucht seien.

Es ist dringend zu raschem Handeln geraten!

Soforthilfen desBundes für kleinere Unternehmen von biszu10voll-

beschäftigtenAngestellten
Solche nicht rückzahlbaren Soforthilfen für Selbstständige und kleinere Unternehmen von bis zu 10

Mitarbeitern sind auf Bundesebene angekündigt, sollen mit den Soforthilfen der Bundesländer abge-

s�mmt sein.

Betriebe die bereits Soforthilfe über die Programme der Bundesländer erhalten haben werden über

das Soforthilfeprogramm des Bundes keine weiteren Gelder bzw. nur einen Differenzbetrag erhalten.

Wirtschaftsstabilisierungsfonds: Teilverstaatlichung von großen oder

infrastrukturrelevantenUnternehmen
Für große Unternehmen (Bilanzsumme von mehr als 43 Mio. Euro, Umsatzerlöse von mehr als 50 Mio.

Euro, mehr als 249 Arbeitnehmer im Jahresdurchschni�) oder Unternehmen, die für die Infrastruktur

von besonderer Bedeutung sind, plant die Bundesregierung einen Corona-Schutzschirm. Dieser könnte

Bürgscha�en übernehmen oder sich an Unternehmen beteiligen.

Insolvenzanmeldungverzögern
Die hier dargestellten Regelungen werden voraussichtlich heute den Bundesrat passieren und dann

kurzfris�g in Kraft treten:

Wenn in Folge der Corona-Krise die Voraussetzungen für eine Insolvenz eintreten, so ist die Pflicht zur

Stellung eines Insolvenzantrags bis zum 30.09.2020 aufgehoben. Den Unternehmen wird auch die

Möglichkeit gegeben, in einer solcher Situation Zahlungen zu leisten, die nicht mehr angefochten wer-

den können (genauer siehe unten).

EinstellungderMietzahlungen
Der Mieter hat kein Recht darauf, Zahlungen des Mietzinses zu verweigern, der Anspruch des Vermie-

ters gegen den Mieter bleibt bestehen. Aber: Wegen Mietschulden aus der Zeit vom 01.04.2020 bis
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zum 30.06.2020 kann bis zum 30.06.2022 nicht gekündigt werden, wenn der Mieter aufgrund der

Corona-Krise in Schwierigkeiten geraten ist. Dies gilt gleichermaßen für Wohnraum- und Gewerbe-

mietverträge.

Das Nichtzahlen der Miete beinhaltet aber eine Gefahr: Nach der derzei�gen Formulierung im Geset-

zestext erscheint es als möglich, dass der Vermieter aufgrund des Mietrückstandes nach dem

30.06.2022 kündigen kann, auch wenn bis dahin alle Mietrückstände ausgeglichen wurden.

Unser Tipp: Sprechen Sie mit Vermietern, suchen Sie nach gemeinsamen Lösungen.

Grundsicherungbeantragen
Wenn alle Stricke reißen soll auf die vereinfachte Möglichkeit hingewiesen sein, Grundsicherung (ALG

II / Hartz 4) zu beantragen. Dies ist unabhängig davon, ob man arbeitslos ist oder einer Beschä�igung

nachgeht. Wer ab dem 1. März bis einschließlich zum 30. Juni 2020 einen Neuantrag auf Grundsiche-

rung stellt, für den en�ällt für die ersten 6 Monate die Vermögensprüfung, wenn erklärt wird, dass

kein erhebliches Vermögen verfügbar ist. In den ersten 6 Monaten des Leistungsbezugs werden die

Ausgaben für Miete und Heizung in tatsächlicher Höhe anerkannt.

Kinderzuschlag (KiZ) als Alterna�ve zur Grundsicherung erhält, wessen Einkommen zwar für ihn selbst,

nicht aber für seine Familie reicht. Bei Neuanträgen ist nun nur noch das Einkommen des letzten Mo-

nats (anstelle des letzten halben Jahres) entscheidend. Bei Einkommensverlusten etwa von selbststän-

digen Eltern entsteht so schneller ein Anspruch.

ErleichtertesWohngeld
Wir möchten an dieser Stelle kurz darauf hinweisen, dass die Wohngeld-Regelungen modifiziert wur-

den, so dass Betroffene leichter an Wohngeld kommen.

Hilfenfür Startups
Der Bund hat angekündigt, Startups mit 2 Milliarden Euro zu unterstützen. Das Geld soll an Wagniska-

pitalgeber gehen und über diese an die Startups fließen. Genauere Informationen stehen noch aus.

UnternehmensberatungfürUnternehmen inderKrise
Kleine und mi�lere Unternehmen, die durch die Corona-Pandemie in Schwierigkeiten geraten sind,

haben nun die Möglichkeit eine Unternehmensberatung in einem Wert von bis zu 4000 € in Anspruch

zu nehmen. Die Kosten werden im Rahmen des im Zuge der Corona-Pandemie modifizierten Pro-

gramms „Unternehmen in Schwierigkeiten“ der BAFA zu 100% übernommen. Das Geld wird direkt an
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den Unternehmensberater ausgezahlt, ein Vorschuss ist nicht notwendig. Das Programm geht bis zum

31.12.2020. Mehr Informationen finden Sie hier.
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Kurzarbeitergeld
Die Bundesregierung hat neue Regelungen zum Kurzarbeitergeld im Rahmen des Arbeit-von-Morgen-

Gesetzes geschaffen, welche Unternehmen die Nutzung von Kurzarbeitergeld erleichtern sollen. Unter

anderem übernimmt nach neuer Gesetzeslage die Bundesagentur für Arbeit auch die Sozialversiche-

rungsbeiträge. Die neuen Regelungen wirken rückwirkend seit dem 01.03.2020.

Vereinbarung, Anzeige,AuszahlungundAntrag:
Zunächst muss innerhalb des Betriebes eine Grundlage für Kurzarbeitergeld geschaffen sein. Diese

kann darin bestehen, dass ein Tarifvertrag gilt, in welchem sich Regelungen zum Kurzarbeitergeld be-

finden, entsprechende Regelungen in jedem Arbeitsvertrag enthalten sind oder durch eine Zusatzver-

einbarung individuell ergänzt werden, oder mit dem Betriebsrat eine Betriebsvereinbarung geschlos-

sen wird. Ebenfalls möglich sind zu diesem Zwecke Änderungskündigungen.

Bestehen Regelungen, nach denen der Betrieb Kurzarbeit anordnen kann, so müssen diese Regelungen

eine Ankündigungsfrist enthalten, üblich sind fünf Tage bis einen Monat.

Besteht eine solche Grundlage kann also Kurzarbeit angeordnet werden, darüber sind die Arbeitneh-

mer rechtzei�g zu informieren.

Die Kurzarbeit muss der Agentur für Arbeit angezeigt werden (bi�e beachten Sie den Unterschied zwi-

schen Anzeige und Antrag).

Es ist entweder der Vordruck zu verwenden, alternativ kann die Anzeige auch online erfolgen, sofern

ein entsprechendes Konto besteht.

Vordrucke siehe hier: h�ps://www.arbeitsagentur.de/datei/anzeige-kug101_ba013134.pdf

Anmeldung zur Anzeige Online, siehe hier: h�ps://anmeldung.arbeitsagentur.de/portal

Neben dieser Anzeige müssen in Kopie die Zusatzvereinbarungen jedes einzelnen Arbeitnehmers bei-

gefügt werden, der von Kurzarbeit betroffen ist (bzw. die Betriebsvereinbarung, die Zustimmung durch

den Betriebsrat, die Änderungskündigung etc.)
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Dies bezieht sich auf die Anzeige. Die Anzeige muss in dem Monat erfolgen, in dem das erste Mal

Kurzarbeitergeld ausgezahlt wird.

Aufgrund der Anzeige erlässt die Bundesagentur für Arbeit einen Bescheid, in welchem im posi�ven

Fall ein erheblicher Arbeitsausfall anerkannt wird.

Nach dem die Ankündigungsfrist den Arbeitnehmer gegenüber abgelaufen ist, kann der Betrieb die

Arbeitsstunden entsprechend reduzieren und zusätzlich zum Lohn das Kurzarbeitergeld auszahlen. Die

Höhe hat der Betrieb selbst zu berechnen, am einfachsten über spezielle Rechner: h�ps://www.smart-

rechner.de/kurzarbeit/rechner.php

Anschließend ist die Frist zum Leistungsantrag zu beachten: Der Arbeitgeber muss den Antrag auf Kurz-

arbeitergeld innerhalb einer Ausschlussfrist von 3 Monaten stellen. Die Frist beginnt mit Ablauf des

Kalendermonats, für den das Kurzarbeitergeld beantragt wird. Kurzarbeitergeld wird in einem Betrieb

frühestens von dem Kalendermonat an geleistet, in dem die Anzeige über den Arbeitsausfall bei der

Agentur für Arbeit eingegangen ist.

Der Antrag benö�gt weitere Dokumente, zum Beispiel den Antrag selbst h�ps://www.arbeitsagen-

tur.de/datei/antrag-kug107_ba015344.pdf und als Anlage die Abrechnungsliste h�ps://www.ar-

beitsagentur.de/datei/kug108_ba013010.pdf

Ein solcher Leistungsantrag (Antrag und Abrechnungsliste) muss für jeden Abrechnungsmonat neu und

separat gestellt werden.

Anschließend wird das vom Unternehmen an die Arbeitnehmer ausgezahlte Kurzarbeitergeld dem Un-

ternehmen erstattet. Zeitlich danach erfolgt dann die Prüfung des Antrags und eventuelle Rückforde-

rungen.

Der Antrag/die Abrechnung muss für jeden Antragsmonat neu erfolgen.

Ablauf
Bi�e unterscheiden Sie die Anzeige von Kurzarbeitergeld und den Antrag auf Kurzarbeitergeld bei der

Bundesagentur für Arbeit!
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Notwendig ist eine arbeitsrechtliche Grundlage für die Einführung von KUG im Verhältnis zum Arbeit-

nehmer: Regelungen im Tarifvertrag, eine Betriebsvereinbarung, entsprechende Regelung im indivi-

duellen Arbeitsvertrag oder Zusatzvereinbarung zur Kurzarbeit. Eine solche Regelung kann zum Bei-

spiel dem Arbeitgeber die Möglichkeit verschaffen, Kurzarbeit einseitig anzuordnen, dann muss die

vereinbarte Ankündigungsfrist eingehalten werden. Vereinbarungen können aber auch den Beginn

von Kurzarbeit an einem konkreten Datum beinhalten.

Wurde Kurzarbeit auf dieser Grundlage angeordnet bzw. vereinbart, erfolgt die Anzeige der Kurzarbeit

bei der BA. Diese Anzeige muss in dem Monat erfolgen, in welchem das erste Mal Kurzarbeitergeld

gezahlt werden soll.

Die BA erlässt darau�in einen Bescheid, welcher feststellt, dass Kurzarbeitergeld grundsätzlich bewil-

ligt wurde. Dieser Bescheid enthält auch die KUG-Nummer, welche später für den Antrag verwendet

werden muss.

Das Unternehmen reduziert die Arbeit. Geleistete Arbeit wird normal vergütet. Für die weggefallene

Arbeitszeit zahlt der Arbeitgeber an den Arbeitnehmer das Kurzarbeitergeld aus, also 60% (ohne Kind)

bzw. 67% (mit Kind) der normalen Vergütung.

Anschließend wird für jeden Bezugsmonat innerhalb von drei Monaten das Kurzarbeitergeld bean-

tragt. Dabei ist für jeden Bezugsmonat eine Abrechnung vorzulegen.

Wir wollen diesen Aspekt noch einmal hervorheben:

Nachdem Kurzarbeitergeld der Bundesagentur für Arbeit angezeigt wurde (verwenden Sie dazu bitte

zwingend dieses Dokument) muss für jeden Abrechnungsmonat das Kurzarbeitergeld innerhalb einer

Ausschlussfrist von 3 Monaten neu beantragt werden. Verwenden Sie dafür bitte zwingend dieses Do-

kument und ergänzen Sie den Antrag mit einer Abrechnung. Diese Abrechnung muss sämtliche Anga-

ben aus dem Vordruck KUG_108 enthalten, sie müssen jedoch nicht zwingend diesen Vordruck ver-

wenden, wenn Sie zum Beispiel eine Software verwenden, welche die Angaben in anderer Form aus-

gibt. Die Verwendung des Vordrucks KUG_108 wird jedoch empfohlen.

Für Unternehmen, die noch keinen persönlichen Ansprechpartner für Kurzarbeitergeld bei der Bunde-

sagentur für Arbeit haben, empfiehlt sich die gebührenfreie, zentrale Tel.-Nr. 0800 4 5555 20.
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ChecklisteKurzarbeitergeld
Die Anzeige erfolgt per Formular der BA, Kug 101.

Die Voraussetzungen für eine Anzeige von Kurzarbeit entsprechen denen für die Beantragung von

Kurzarbeitergeld.

1. Kann Kurzarbeit angezeigt/beantragt werden?

ja, wenn:

✓ wirtscha�liche Gründe/unabwendbares Ereignis

✓ nur vorübergehende Dauer

✓ nicht vermeidbar

✓ ab sofort rückwirkend zum01.03.2020: min. 10% der Arbeitnehmer von Entgeltaus-

fall von jeweils mehr als 10% ihres monatlichen Bruttogehalts betroffen

✓ Arbeitgeber muss vergeblich versucht haben, Arbeitsausfall anderwei�g auszuglei-

chen

2. formelle Anforderungen

(vorab: Anzeige von Arbeitsausfall per Kug 101 Vordruck www.arbeitsagentur.de)

Antrag zu stellen bei Arbeitsagentur des Bezirks, in welchem Betrieb liegt

• schri�lich! Telefonisch nicht ausreichend

Telefax/Mail mit eingescannten Unterschri�en ausreichend

elektronisch möglich über www.arbeitsagentur.de

• bei überregionalen Betrieben kann Schlüsselkundenberater gestellt werden, der zwi-

schen Betrieben/Agenturen für Arbeit alles koordiniert

• Ausschlussfrist von 3 Monaten ab Ende des Kalendermonats der Anzeige der Kurzar-

beit für alle benö�gten Unterlagen zur Antragsstellung von Kug (s.u.)

Tabelle zur Berechnung von KUG steht auf www.arbeitsagentur.de zur Verfügung (muss kostenlos

durch Arbeitgeber erfolgen)

3. inhaltliche Anforderungen:

• Stellungnahme der Betriebsvertretung (wenn eine solche exis�ert) erforderlich

• Ursache für den Arbeitsausfall
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• Vergleichswerte, die die Unterbelastung belegen

• Angaben zu Produkten/Dienstleistungen und Hauptau�raggeber/-nehmer

• Angaben zur vorübergehenden Natur des Arbeitsausfalls

• ZWINGEND: Verwendung des Vordrucks „Kug 108/208“ (Abrechnungsliste); bevor-

zugt auch Vordruck Kug 107/207 verwenden (www.arbeitsagentur.de)

• die Voraussetzungen (s. 1.) müssen substan�iert/ausführlich dargelegt werden!

• erheblicher Arbeitsausfall muss glaubha� gemacht, sons�ge Voraussetzungen nach-

gewiesen werden

fehlende Unterlagen/Nachweise führen zur Versagung zulasten des Betriebs

4. Folgen:

• Neu: Gewährung des Kug ab 01.03.2020 bei Anzeige vor dem 01.04.2020

• Neu: Arbeitgebern werden die Sozialversicherungsbeiträge, welche auch bei Kurzar-

beit zu zahlen sind, in voller Höhe erstattet

• Gewährung für maximal 12 Monate, ab voraussichtlich April bis zu 24 Monate

• Gewährung gilt für gesamten Kalendermonat, auch wenn in diesem Vollzeittä�gkeit

wieder aufgenommen wird

5. Sons�ges:

• zur Berechnung der betroffenen Arbeitnehmer: NICHT berücksich�gt werden

Azubis

Arbeitnehmer in beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen mit Bezug von Un-

terhalts- oder Übergangsgeld

Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis ruht

Heimarbeiter

• von KUG ausgeschlossen:

Arbeitnehmer, die Kranken- oder Arbeitslosengeld beziehen

• Auszahlung des KUG erfolgt i.d.R aus Zeitgründen vorbehaltlich einer abschließenden

Prüfung

• gegen den Behördenbescheid kann binnen 1 Monats Widerspruch erhoben werden

• Anrechnung des Nebeneinkommens, sofern Nebenbeschä�igung während der Kurz-

arbeit aufgenommen wird
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6. Ansprechpartner bei Fragen zur Kurzarbeit in Hamburg

Sven Hildner

Fachkra� für Kurzarbeitergeld

Operativer Service Hamburg

Telefon: 040 2485-1809

Telefax: 040 2485-1041

E-Mail: Hamburg.031-OS@arbeitsagentur.de

Internet: www.arbeitsagentur.de

Postanschri�

Agentur für Arbeit Hamburg

20070 Hamburg

Achtung: Möglicherweise kann kein KUG ausgezahlt werden, wenn das Unternehmen über eine Be-

triebsschließungsversicherung verfügt. Nähere Informationen dazu finden Sie im Kapitel Versiche-

rungsschutz.

Achtung: Arbeitnehmer, die Kurzarbeitergeld beziehen, müssen eine Steuererklärung abgeben. Für

Einzelheiten wenden Sie sich bi�e an Ihren Steuerberater und weisen Sie ihre Arbeitnehmer darauf

hin.
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Soforthilfen der Länder
Die Soforthilfen der einzelnen Bundesländer ergänzen die Soforthilfen des Bundes. Sie waren schon

vor den Soforthilfen des Bundes verfügbar. Es wird auf die Link-Liste im folgenden Abschni� über die

Soforthilfen des Bundes verwiesen.

Unternehmen, die bereits Soforthilfen der Länder bekommen haben, müssen damit rechnen, dass

diese bei der Beantragung der Bundessoforthilfen verrechnet werden. Teilweise, so auch in Hamburg,

sind die Soforthilfen aus beiden Quellen, von Bund und Land, innerhalb eines Antrags zusammenge-

fasst.
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Soforthilfen desBundes
Neben den Soforthilfen der Bundesländer gibt es ein Soforthilfeprogramm des Bundes. Die Vorausset-

zungen und Kondi�onen des Bundesprogrammes sind:

• Antragsberech�gte sind Soloselbständige, Angehörige der Freien Berufe und kleine Unterneh-

men einschließlich Landwirte mit bis zu 10 Beschäf�gten (Vollzeitäquivalente), die wirtscha�-

lich am Markt als Unternehmen tä�g sind. Sie müssen ihre Tä�gkeit von einer inländischen

Betriebsstätte oder einem inländischen Sitz der Geschä�sführung aus ausführen und bei ei-

nem deutschen Finanzamt angemeldet sein.

• Umfang der Soforthilfe: Die Soforthilfe dient der Sicherung der wirtscha�lichen Existenz der

Unternehmen und zur Überbrückung von akuten Liquiditätsengpässen in Folge der Corona-

Krise. Unternehmen bzw. Selbständige aus allen Wirtscha�sbereichen mit bis zu 5 Beschäf�g-

ten können einen einmaligen Zuschuss von bis zu 9.000 Euro für drei Monate beantragen, Un-

ternehmen mit bis zu 10 Beschä�igten einen einmaligen Zuschuss von bis zu 15.000 Euro,

ebenfalls für drei Monate.

• Nachweis des Liquiditätsengpasses durch Corona-Krise: Der Antragsteller muss versichern,

dass er durch die Corona-Pandemie in wirtscha�liche Schwierigkeiten geraten ist. Antragstel-

lende Unternehmen dürfen sich nicht bereits am 31.12.2019 in finanziellen Schwierigkeiten

befunden haben.

• Auszahlung über die Länder: Länder haben die Umsetzung und Auszahlung der Hilfen über-

nommen.

• Unbürokra�sches Antragsverfahren: Das Soforthilfe-Programm verzichtet bewusst auf ein bü-

rokratisches Antragsverfahren, um eine rasche und unbürokra�sche Auszahlung zu gewähr-

leisten. Die Angaben zum Antrag müssen aber rich�g sein - Falschangaben können den Tatbe-

stand des Subven�onsbetrugs erfüllen und zu entsprechenden strafrechtlichen Konsequenzen

führen. Anträge können bei den zuständigen Ansprechpartnern in den Ländern in Kürze elekt-

ronisch gestellt werden.

• Antrags- und Auszahlungsfrist: Anträge sind bis spätestens 31.05.2020 bei der zuständigen

Landesbehörde zu stellen.
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• Kumulierung mit anderen Beihilfen und steuerliche Relevanz: Eine Kumulierung mit anderen

Hilfen im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie ist grundsätzlich möglich. Eine Überkom-

pensa�on ist aber zurückzuzahlen. Damit der Zuschuss jetzt, wenn es wich�g ist, in vollem

Umfang den Unternehmen zu Gute kommt, wird er bei den Steuervorauszahlungen für 2020

nicht berücksich�gt. Zwar ist der Zuschuss grundsätzlich steuerpflich�g, aber das wirkt sich

erst dann aus, wenn die Steuererklärung für 2020 eingereicht werden muss, also frühestens

im nächsten Jahr. Nur wenn im Jahr 2020 ein positiver Gewinn erwirtschaftet wurde, wird

dann auf den Zuschuss der individuelle Steuersatz fällig.

Land Zuständige Behörde(n) o-

der Stellen für Antragstel-

lung und Bewilligung

Link

Baden-Würt-

temberg

Antragstellung bei und Vor-

prüfung

durch IHK und HWK, Bewil-

ligung

durch L-Bank

https://wm.baden-wuerttemberg.de/soforthilfecor-

ona

Bayern Regierungen und

Landeshauptstadt Mün-

chen

www.stmwi.bayern.de/soforthilfe-corona/

Berlin Inves�tionsbank Berlin

(IBB)

www.ibb.de/coronahilfen

Brandenburg Inves�tionsbank des Lan-

des

Brandenburg (ILB)

www.ilb.de/de/covid-19-aktuelle-informa�onen/aktu-

elleunterstuetzungsangebote/



18

Bremen BAB Bremer Au�au Bank

BIS Bremerhavener Gesell-

scha�

für Inves�tionsförderung

und

Stadtentwicklung mbH

www.babbremen.de/bab/coronasoforthilfe.html

www.bisbremerhaven.de/antrag-coronasofort-

hilfe.99067.html

Hamburg Hamburgische Investi�ons-

und

Förderbank (IFB Hamburg)

www.ifbhh.de/magazin/news/coronavirus-hilfen-fuer-

unternehmen

Hessen Regierungspräsidium Kas-

sel

wirtscha�.hessen.de/wirtscha�/corona-info/sofort-

hilfe-fuerselbststaendige-freiberufler-undkleine-be-

triebe

Mecklenburg-

Vorpommern

Landesförderins�tut Meck-

lenburg-

Vorpommern (LFI-MV)

www.lfimv.de/foerderungen/coronasoforthilfe

Niedersach-

sen

Inves�tions- und För-

derbank

Niedersachsen - NBank

www.nbank.de/Blickpunkt/Covid-19–Beratung-für-un-

sere-Kunden.jsp

Nordrhein-

Westfalen

Bezirksregierungen Arns-

berg, Detmold, Düsseldorf,

Köln,

Münster

https://wirtscha�.nrw/corona

Rheinland-

Pfalz

Inves�tions- und Struktur-

bank RP

(ISB)

https://isb.rlp.de/home.html
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Saarland Ministerium für Wirtscha�,

Arbeit,

Energie und Verkehr des

Saarlandes

www.corona.wirtscha�.saarland.de

Sachsen Sächsische Au�aubank -

Förderbank (SAB)

www.sab.sachsen.de/

Sachsen-An-

halt

Inves�tionsbank Sachsen-

Anhalt

www.ib-sachsenanhalt.de/coronavirusinforma�onen-

fuer-unternehmen

Schleswig-

Holstein

Inves�tionsbank Schles-

wig-

Holstein (IB.SH)

www.ibsh.de/infoseite/corona-beratungfuer-unter-

nehmen/

Thüringen Thüringer Au�aubank

Die Antragsannahme sowie

Vorprüfungen erfolgen

auch über

die IHKn und HWKn.

https://au�aubank.de/Foerderprogramme/Sofort-

hilfe-Corona-2020
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Steuerstundungen
Unternehmen, die von den Folgen des Coronavirus betroffen sind, können nach aktuellem Erlass des

Bundesfinanzministeriums vom 19. März 2020 bis Ende des Jahres unter Darlegung ihrer Verhältnisse

Anträge auf Stundung der bis zu diesem Zeitpunkt bereits fälligen oder fällig werdenden Steuern stel-

len.

Diese Anträge sind nicht deshalb abzulehnen, weil Steuerpflich�ge die entstandenen Schäden wert-

mäßig nicht im Einzelnen nachweisen können. Bei der Nachprüfung der Voraussetzungen für Stundun-

gen sind keine strengen Anforderungen zu stellen. Auf die Erhebung von Stundungszinsen kann in der

Regel verzichtet werden. Es kann ein Antrag auf zinslose Stundung für vorerst drei Monate und die

Herabsetzung von Steuervorauszahlungen (Einkommensteuer, Körperscha�steuer) bzw. des Steuer-

messbetrages für Zwecke der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen gestellt werden. Anträge auf Stundung

der nach dem 31. Dezember 2020 fälligen Steuern sind besonders zu begründen.

Stundung der Lohnsteuer und der Umsatzsteuer wird derzeit diskutiert. Bei Lohnsteuer und Umsatz-

steuer handelt es sich um „treuhänderisch“ einzubehaltende und abzuführende Steuern. Lediglich fäl-

lige Umsatzsteuern, die z. B. entweder aufgrund von Prüfungen nachträglich festgesetzt wurden oder

die aufgrund der eingereichten Jahreserklärung (z. B. 2018) nachzuzahlen sind, können gestundet wer-

den.

Die IHK ist derzeit intensiv im Austausch mit dem BMF bemüht, eine weitere Klarstellung auch zur

Umsatzsteuer sowie zur Lohnsteuer herbeizuführen! Hier soll es um eine Verschiebung des Anmelde-

und Zahlungstermins (disku�ert werden ein bis zwei Monate) bzw. eine Stundung dieser Steuern ge-

hen. Dies betrifft dann vor allem die Fristen 10. April oder 10. Mai 2020, zu denen Umsatz- und Lohn-

steuer wieder abzuführen ist. Dann könnten Arbeitgeber auch die Zahlung der anzumeldenden Steu-

ern verschieben, bis sie wieder liquide sind.

Zinslose Stundung der Gewerbesteuer bleibt im Ermessen der Steuerämter. Fraglich ist, inwieweit die

lokalen Finanzbehörden dabei tatsächlich von Ihrem bestehenden Ermessen, "zinslos" zu stunden, Ge-

brauch machen werden. Auch lokale Steuerämter "müssen" danach nicht zinslos stunden, so dass die

steuerlichen Stundungsmöglichkeiten teilweise unterschiedlich in den Kommunen ausfallen können.

Hinweis: Für jeden vollen Monat der gewährten Stundung wird üblicherweise ein Zins von 0,5 %, also

6 % pro Jahr berechnet. Die Zinsen fallen mit der letzten Rate an. Wird die Steuer bei Ablehnung des
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Stundungsantrags nicht rechtzei�g gezahlt, so wird für jeden angefangenen Monat der Fristüberschrei-

tung ein Säumniszuschlag von 1 % der noch offenen Steuerschuld erhoben. Gemäß BMF-Schreiben

vom 19. März 2020 sollen Säumniszuschläge ab 19. März 2020 bis zum 31. Dezember 2020 erlassen

und auf Vollstreckungsmaßnahmen verzichtet werden, solange der Schuldner einer fälligen Steuerzah-

lung unmi�elbar von den Auswirkungen des Coronavirus betroffen ist.
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StundungenvonSozialversicherungsbeiträgen
Die Möglichkeit einer Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen ist in § 76 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 SGB IV

geregelt. Danach dürfen Ansprüche auf den Gesamtsozialversicherungsbeitrag dann gestundet wer-

den, wenn die sofor�ge Einziehung mit erheblichen Härten für das Unternehmen verbunden wäre und

der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet wird.

Eine erhebliche Härte für das Unternehmen ist gegeben, wenn es sich aufgrund ungüns�ger wirtscha�-

licher Verhältnisse vorübergehend in ernstha�en Zahlungsschwierigkeiten befindet oder im Falle der

sofor�gen Einziehung der fälligen Sozialversicherungsabgaben in diese geraten würde. Eine Stundung

darf allerdings nicht gewährt werden, wenn eine Gefährdung des Anspruches eintreten würde. Das ist

der Fall, wenn die Zahlungsschwierigkeiten nicht nur vorübergehend sind oder eine Überschuldung in

absehbarer Zeit offensichtlich nicht abgebaut werden kann. Die Stundung setzt einen entsprechenden

formlosen Antrag des Unternehmens voraus, wobei das Vorliegen der oben

genannten Voraussetzungen zu belegen ist. Über den Stundungsantrag entscheidet die Krankenkasse

als zuständige Einzugsstelle nach pflichtgemäßem Ermessen (§ 76 Abs. 3 SGB IV).

Der Spitzenverband der gesetzlichen Krankenkassen kündigt in seinem Rundschreiben die erleichterte

Stundungsmöglichkeit von Sozialversicherungsbeiträgen durch die Einzugsstellen an. Von der Covid-

19-Krise Betroffene sollen so unterstützt werden. Auf Antrag des Arbeitgebers können die Beiträge

zunächst für die Monate März bis Mai 2020 gestundet werden, die Frist zum Antrag für eines Stundung

des Monats März ist jedoch bereits verstrichen. Stundungen sind längstens bis zum Fälligkeitstag für

die Beiträge des Monats Juni 2020 zu gewähren.

Voraussetzung für den erleichterten Stundungszugang ist nach wie vor, dass die sofor�ge Einziehung

der Beiträge ohne die Stundung trotz vorrangiger Inanspruchnahme von Kurzarbeitergeld, Fördermit-

teln und/oder Krediten mit erheblichen Härten für den Arbeitgeber verbunden wäre.

Auch verschiedene Berufsgenossenscha�en reagieren auf die Auswirkungen der Corona-Krise, indem

sie ihren Mitgliedsbetrieben die Stundungsregelungen erleichtern. Den Anträgen soll einfach und un-

bürokra�sch nachgekommen werden. Zum Beispiel hat die BGW Berufsgenossenscha� für Gesund-

heitsdienst und Wohlfahrtspflege darüber informiert, dass die Fälligkeit für die Zahlung der Beiträge

für 2019 nicht der 15. Mai sein, sondern der 15. Juni sein wird. Darüber hinaus werden Möglichkeiten

für Stundungen und Ratenzahlungen angekündigt.



23

Beachte: Bei Kurzarbeitergeld werden die Sozialversicherungsbeiträge vom Amt übernommen.

Entfallen derPflicht zurInsolvenzanmeldung
Die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags nach § 15a InsO und nach § 42 Absatz 2 BGB ist bis zum

30. September 2020 ausgesetzt. Dies gilt nicht, wenn die Insolvenzreife nicht auf den Folgen der Aus-

breitung des SARS-CoV-2 (COVID-19-Pandemie) beruht oder wenn keine Aussichten darauf bestehen,

eine bestehende Zahlungsunfähigkeit zu besei�gen. War der Schuldner am 31. Dezember 2019 nicht

zahlungsunfähig, wird vermutet, dass die Insolvenzreife auf den Auswirkungen der COVID-19-Pande-

mie beruht.

Die Zahlungsverbote, nach denen Geschä�sführer für Zahlungen nach Eintritt der Insolvenzreife per-

sönlich ha�en, sind nicht grundsätzlich suspendiert. Liegen jedoch die Voraussetzungen der Ausset-

zung der Insolvenzantragspflicht vor, werden auch die Zahlungsverbote gelockert. Zahlungen, die im

ordnungsgemäßen Geschä�sgang erfolgen, insbesondere solche Zahlungen, die der Aufrechterhal-

tung oder Wiederaufnahme des Geschä�sbetriebes oder der Umsetzung eines Sanierungskonzepts

dienen, gelten dann als mit der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenha�en Geschä�sleiters ver-

einbar und lösen keine Haftung aus.

Liegen die Voraussetzungen der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht vor, wird auch das Risiko einer

kün�igen Insolvenzanfechtung weitgehend ausgeschlossen. Die bis zum 30. September 2023 erfol-

gende Rückgewähr eines im Aussetzungszeitraum gewährten neuen Kredits sowie die im Aussetzungs-

zeitraum erfolgte Bestellung von Sicherheiten zur Absicherung solcher Kredite gelten als nicht gläubi-

gerbenachteiligend und können nicht angefochten werden. Kreditgewährung und Besicherung sind

dann auch nicht als sittenwidrig anzusehen.

Kongruente Rechtshandlungen sind dann in einem späteren Insolvenzverfahren nicht anfechtbar; es

sei denn der Anfechtungsgegner wusste, dass die Sanierungs- und Finanzierungsbemühungen des

Schuldners nicht zur Beseitigung einer eingetretenen Zahlungsunfähigkeit geeignet gewesen sind. Um-

fasst sind auch Leistungen an Erfüllung statt oder erfüllungshalber, Zahlungen durch einen Dritten auf

Anweisung des Schuldners, die Bestellung einer anderen als der ursprünglich vereinbarten Sicherheit,

wenn diese nicht werthaltiger ist sowie die Verkürzung von Zahlungszielen und die Gewährung von

Zahlungserleichterungen.
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Selbst die Rückführung von Gesellschafterdarlehen genießt Schutz vor späterer Anfechtung. § 39 Ab-

satz 1 Nummer 5 und § 44a InsO finden insoweit in Insolvenzverfahren, die bis zum 30. September

2023 beantragt wurden, keine Anwendung.
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Liquiditätskredite undBürgschaften

Liquiditätskredite
Die Bundesregierung stellt Liquiditätskredite über die KfW zur Verfügung. Um diese Kredite zu erlan-

gen müssen Unternehmen sie über die eigene Hausbank abwickeln.

Dabei verbleibt ein Kreditrisiko von 10 bis 20% bei der Hausbank. Daher ist zu befürchten, dass Unter-

nehmen in finanzieller Schieflage keine Kredite über die Hausbank erhalten.

Die KfW-Schnellkredite 2020, bei denen eine Absicherung zu 100% durch die KfW erfolgt, werden im

nächsten Abschni� behandelt.

Wie können sich Unternehmen auf Darlehensprogramme vorbereiten?

Sind Programme angekündigt, für die noch keine Anträge gestellt werden können, sollten Unterneh-

men sich bereits wie folgt vorbereiten:

- Zusammenstellung von aussagekrä�igen Unterlagen zum Beleg, dass sich das Unternehmen

vor der Corona-Krise nicht in Schwierigkeiten befunden hat. Am besten entsprechende BWA

und/oder Jahresabschlüsse, insb. zum 31.12.2019 sowie 2017 und 2018.

- Kurze Beschreibung, inwieweit das Unternehmen von der Corona-Krise betroffen ist.

- Abschätzung des Liquiditätsbedarfs zur Deckung von laufenden Fixkosten.

Bürgschaften
Bürgscha�en werden von den Ländern, dem Bund und als Bund-Länder-Parallelbürgscha�en zur Ver-

fügung gestellt.

Die deutschen Bürgscha�sbanken stellen gemeinsam mit den kreditvergebenden Hausbanken ver-

schiedene Lösungen für Unternehmen zur Verfügung, die auf dem einheitlichen Portal finanzierungs-

portal.ermoeglicher.de gesucht und beantragt werden können.
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KfW-Schnellkredit 2020
Um das Problem zu lösen, dass gerade Unternehmen, die wegen der Corona-Pandemie in finanziellen

Schwierigkeiten sind, aufgrund der Haftungsanteile der Hausbank keinen Kredit beziehen können, hat

die Bundesregierung mit dem KfW-Schnellkredit 2020 ein Instrument geschaffen, das zu 100% von der

KfW abgesichert ist, den Hausbanken also kein neues Risiko verschafft.

Das Kredit-Programm richtet sich an Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, Einzelunternehmer

und Freiberufler mit mindestens 10 Beschäf�gten. Dazu zählen auch gewerbliche Sozialunternehmen

mit Gewinnerzielungsabsicht.

Förderfähige Maßnahmen sind Inves�tionen und Betriebsmittel inklusive Warenlager.

Unternehmen mit 10 bis 50 Mitarbeitern können maximal 500.000 € erhalten. Unternehmensgruppen

mit mehr als 50 Mitarbeitern können maximal 800.000 € erhalten.

Genauere Informationen und Konditionen entnehmen Sie bi�e diesem Merkbla� mit Stand vom

15.04.2020.

Finanzierungspartner ist auch bei diesem Kredit die jeweilige Hausbank.

Weitere Informa�onen finden Sie auf der Seite der KfW hier.
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Staatliche Entschädigungen
Achtung: Wir haben diesen Abschni� ergänzt und nehmen eine weitere, in der Rechtswissenscha�

vertretene Ansicht mit auf, welche das Bestehen eines Anspruchs auf staatliche Entschädigung auch in

den Fällen bejaht, in denen ein Betrieb nur aufgrund der Allgemeinverfügung zum Schließen gezwun-

gen ist.

Die von uns vormals wiedergegebene Meinung, welche auch von den staatlichen Stellen vertreten

wird, lässt sich so beschreiben:

Entschädigungen für rechtmäßiges Handeln der öffentlichen Verwaltung ist beschränkt auf außerge-

wöhnliche Einzelbelastungen beim Vorliegen eines enteignenden Eingriffs und beim Vorliegen eines

Aufopferungsanspruchs.

Der Betroffene ist danach nur deshalb zu einer Entschädigung berech�gt, weil ihm durch den recht-

mäßigen hoheitlichen Eingriff ein sog. „Sonderopfer“ abverlangt wird. Ein Sonderopfer ist dann anzu-

nehmen, wenn der Betroffene im Vergleich zu anderen ungleich behandelt wird, wenn er also eine

anderen nicht zugemutete, die allgemeine Opfergrenze überschreitende besondere Belastung hinneh-

men muss.

Die staatlichen Maßnahmen, insbesondere Betriebsschließungen, haben für viele Unternehmen

schwerste, zum Teil existenzbedrohende Folgen, dennoch dür�e ein Sonderopfer im rechtlichen Sinne

nicht vorliegen, da die Maßnahmen sämtliche Unternehmen der betroffenen Branchen treffen. Auch

im sons�gen öffentlichen Ausgleichsrecht sind Entschädigungsansprüche selten und bei rechtmäßi-

gem Handeln regelmäßig ausgeschlossen.

Ansprüche wegen angeordneter Quarantäne bestehen nur für die einzelnen Betroffenen nach dem

IfSG.

Dagegen wendet sich nun eine andere Ansicht. Es wird vertreten, dass Betriebsschließungen, Absagen

von Veranstaltungen etc. Maßnahmen sind, die aufgrund § 28 ff IfSG erlassen wurden. Diese Maßnah-

men sollen einen enteignenden Eingriff darstellen, durch den der Gewerbetreibende verpflichtet wird,

ein Sonderopfer zu erbringen. Die daraus folgende Entschädigung ergibt sich aus einer analogen An-
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wendung des § 56 IfSG. Ob sich diese Ansicht durchsetzt ist ungewiss, eine Kanzlei hat jedenfalls be-

reits Entschädigungsansprüche angemeldet und angekündigt, bei nega�ven Bescheiden den Klageweg

beschreiten zu wollen, eventuell sogar im Wege eines Musterverfahrens.

Versicherungsschutz
Möglicherweise besteht für die Betriebe ein Versicherungsschutz, der in derar�gen Situationen grei�.

Betriebsschließungsversicherung
Betriebsschließungsversicherungen sind momentan ein sehr heißes Thema und es ist in den letzten

Wochen viel Bewegung in die Sache gekommen, daher haben wir diesen Abschni� komple� überar-

beitet.

Unternehmen, die prüfen, ob sie einen solchen Versicherungsschutz haben, werden von Seiten ihrer

Versicherungen einige Argumente hören, weshalb ein solcher Schutz in der vorliegenden Situation ge-

rade nicht besteht. Doch sind an der Argumentation der Versicherungen Zweifel angebracht.

Zuletzt hatte die Versicherungsbranche gemeinsam mit Poli�k und DEHOGA einen Kompromissvor-

schlag erarbeitet. Dieser sieht vor, dass die versicherten Unternehmen für den Zeitraum von 30 Tagen

eine Auszahlung in Höhe von 15% der vereinbarten Versicherungssumme erhalten und dafür auf jegli-

che weitere Ansprüche verzichten. Dazu unten mehr.

Bestehen einesVersicherungsschutzesimEinzelnen
Ob ein Versicherungsschutz aufgrund einer Betriebsschließungsversicherung besteht, muss im Einzel-

fall geprü� werden und wird von den Versicherungen regelmäßig abgestritten werden. Auf welche

Punkte es ankommt und wie diese zu beurteilen sind, wollen wir im Folgenden behandeln. Zuvor noch

einmal der Hinweis, dass diese allgemeinen Ausführungen jeweils auf den konkreten Einzelfall bezogen

werden müssen und eine konkrete Einzelfallprüfung unerlässlich ist. Die folgenden Ausführungen die-

nen nur der Orien�erung!

Ausschlussklausel „höhere Gewalt“/ „Epidemie“/ „Seuche“/ „Pandemie“

Enthält der Versicherungsvertrag eine Ausschlussklausel, wonach ein Versicherungsschutz nicht be-

steht bei „höherer Gewalt“, „Epidemie“, „Seuche“ oder „Pandemie“ wirdkein Anspruch gegen die Ver-

sicherung durchsetzbar sein.
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Bezug auf das Infektionsschutzgesetz/Auflistung einzelner Krankheiten

Teilweise wird in den Versicherungsbedingungen pauschal Bezug auf das Infektionsschutzgesetz ge-

nommen und die dort aufgeführten Krankheiten werden in den Versicherungsschutz einbezogen. In-

zwischen ist Covid-19 in das Infektionsschutzgesetz als meldepflich�ge Krankheit aufgenommen. Dann

würde der Versicherungsschutz dem Grunde nach bestehen.

Teilweise werden auf die einzelnen versicherten Krankheiten explizit in den Versicherungsverträgen

aufgeführt, hier wird Covid-19 regelmäßig nicht erwähnt werden. Trotzdem kann Versicherungsschutz

bestehen, da die meisten Versicherungsverträge auf das Infek�onsschutzgesetz Bezug nehmen. Dann

schadet es nicht, dass Covid-19 nicht explizit erwähnt wird. Dies sehen dem Vernehmen nach jedoch

manche Versicherungsunternehmen anders. Es ist hier im Einzelfall zu prüfen.

Versicherungsschutz bei präventiven Maßnahmen

Teilweise wird von Seiten der Versicherungen argumen�ert, die Versicherungsverträge würden nicht

greifen, wenn Betriebsschließungen nur aus präven�ven Gründen angeordnet seien. Diese Argumen-

ta�on der Versicherungen ist schwach. Das Infek�onsschutzgesetz, auf das sich die Versicherungen

beziehen, dient gerade dazu Infek�onen zuverhindern, es ist also seinem Wesen nach schon präventiv.

Teilschließung/Vollständige Schließung

Dieser Punkt wird in vielen Fällen besonders kri�sch sein. Es ist zu prüfen ob die einzelnen konkreten

Versicherungsbedingungen nur vollständige Betriebsschließungen erfassen oder auch schon greifen,

wenn der Betrieb von einer Teilschließung betroffen ist. Ist eine Teilschließung nicht erfasst, so muss

jeder Betrieb prüfen, ob er durch die behördlichen Maßnahmen zur Vollständigen Schließung gezwun-

gen ist oder ob eine Teilöffnung möglich wäre.

Dies betrifft zum Beispiel Gastronomie-Betriebe, die noch Essen außer Haus anbieten dürfen, ob durch

Lieferung oder zur Abholung. Insbesondere auch Hotels sind hiervon betroffen: Der touristische Be-

trieb ist durch die einzelnen Landesverordnungen/Allgemeinverfügungen untersagt, nicht untersagt

ist hingegen der Aufenthalt von Geschä�sreisenden in Hotels. (Jedoch wird andererseits auch argu-

mentiert, dass selbst wenn Essensverkauf noch außer Haus möglich ist, eine vollständige Betriebs-

schließung anzunehmen sei, die Betriebe würden hier lediglich ihrer Schadensminderungspflicht nach-

kommen. Dies wird jedoch Hotels und Herbergen kaum betreffen.)

Dies ist ein überaus kri�scher Punkt. Könnte ein Betrieb noch teilweise geöffnet sein und ist eine

Teilschließung nicht vom konkreten Versicherungsvertrag erfasst, so würde der Versicherungsschutz

nicht bestehen. Gerade in solchen Fällen ist das Annehmen des Kompromissvorschlages der Versiche-

rungen für den Betrieb besonders a�rak�v. Dies erklärt auch, weshalb die DEHOGA sich für einen sol-

chen Kompromiss stark gemacht hat.
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Individuelle Schließungsanordnung/Allgemeine Schließungsanordnungen

Von Versicherungsunternehmen wird argumentiert, eine unter die Versicherung fallende „Behördliche

Anordnung“ im Sinne des Versicherungsvertrages würde sich nur auf eine individuelle Anordnung be-

ziehen und Betriebsschließungen aufgrund von Allgemeinverfügungen seien nicht erfasst. Auch dieses

Argument der Versicherer ist schwach und lässt sich aus dem Wortlaut der Versicherungsverträge o�

nicht ableiten. Jedoch muss auch hier individuell geprü� werden.

Anrechnung staatlicher Leistungen als schadensmindernd

Es kann auch Seitens der Versicherungen das Argument gebracht werden, die erhaltenen staatlichen

Leistungen (z.B. Soforthilfen, Kurzarbeitergeld u.ä.) seien schadensmindern anzurechnen. Natürlich

muss auch hier auf den Versicherungsvertrag geschaut werden. In aller Regel handelt es sich bei Be-

triebsschließungsversicherungen jedoch um sogenannte Summenversicherungen, nicht um Schadens-

versicherungen. Das heißt, im Versicherungsfall wird eine bestimmte, vorher vereinbarte Summe aus-

gezahlt, es findet dann keine Ermittlung des Schadens und ein Ausgleich desselbigen sta�. Insoweit

läu� auch dieses Argument der Versicherer in Leere. Jedoch muss auch hierzu auf den konkreten Ver-

sicherungsvertrag geschaut werden.

In einigen Versicherungsbedingungen ist die Klausel enthalten, dass der Versicherungsschutz en�ällt,

soweit dem Versicherungsnehmer ein Anspruch auf Entschädigung aufgrund öffentlich-rechtlichen

Entschädigungsanspruchs zusteht. Zunächst muss hierfür angemerkt werden, dass (entgegen der vor-

getragenen Ansicht mancher Versicherungsunternehmen) diese Klausel sehr eng auszulegen ist und

sich nicht auf Kurzarbeitergeld und Soforthilfen und ähnliches erstreckt, sondern ausschließlich auf

staatliche Entschädigungen, also zum Beispiel solche, die Aufgrund § 56 IfSG zu zahlen sind. Ob ein

solcher Anspruch besteht, haben wir im Kapitel Staatliche Entschädigungen behandelt und dort aus-

geführt, dass dazu unterschiedliche Meinungen vertreten werden und insofern Rechtsunsicherheit

herrscht.

Unternehmen, die eine solche Klausel in Ihren Versicherungsverträgen vorfinden, sollten also abwä-

gen, ob der Kompromissvorschlag der Versicherungsunternehmen für sie sinnvoll ist!

Im Zweifel für den Versicherungsnehmer

Abschließend sei gesagt, dass Zweifel bei der Auslegung der Versicherungsbedingungen immer zuguns-

ten des Versicherungsnehmers aufgelöst werden müssen. Diese rechtliche Regelung soll Versiche-

rungsnehmer schützen vor bewusst unklar Formulierten Versicherungsbedingungen. Dies ist in der

derzei�gen Situation ein enormer Vorteil für die versicherten Betriebe.
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Kompromissvorschlägeder Versicherungsunternehmen
Dem ausgehandelten Kompromissvorschlag der Allianz SE werden sich vermutlich viele Versicherun-

gen anschließen oder sehr ähnliche Kompromissvorschläge Ihren Kunden anbieten.

Kern des Vorschlages ist, dass für einen Zeitraum von 30 Tagen eine Summe ausgezahlt wird, die 10%

bis 15% der vereinbarten Versicherungssumme entspricht. Diese Zahlung soll keine Auswirkungen auf

die staatlichen Hilfsleistungen haben – inwieweit sich dies für das Kurzarbeitergeld bewahrheiten wird

ist zumindest als „unsicher“ zu bezeichnen, siehe unten.

Die Versicherungsnehmer müssen im Gegenzug auf alle bestehenden und zukünf�gen Ansprüche ver-

zichten.

Vorteilhaft ist dieser Kompromiss für Unternehmen, die außerhalb des Kompromissvorschlages gar

keine Ansprüche gegen die Versicherung hätten, zum Beispiel kann dies für Hotels der Fall sein, die

noch Geschä�sreisende aufnehmen dürften.

Verständlich ist auch, wenn Betriebe nach diesem re�enden Strohhalm greifen, weil sie keine Mög-

lichkeit sehen, auf die Gelder lange zu warten und eventuell Gerichtsprozesse scheuen.

Wir möchten auf folgende Punkte hinweisen, um Betriebe bei der Abwägung zu unterstützen:

Aufsichtsrechtliche Pflichten der Allianz SE

Die federführende Allianz SE (und alle anderen Versicherungsunternehmen, die einen solchen Vor-

schlag anbieten) hat aufsichtsrechtliche Pflichten gegenüber der Versichertengemeinschaft, also aller

Beitragszahler. Sie darf nicht einfach so willkürlich Gelder an Betriebe auszahlen,ohne dass diese einen

Versicherungsanspruch gegen die Allianz SE haben. Tut sie es doch, so wie sie es jetzt vorschlägt, ent-

steht der Verdacht, dass selbst die Allianz SE intern davon ausgeht, dass der Versicherungsschutz be-

steht und sie damit nur andere, bestehende Ansprüche, los wird. Anders ist das Verhalten der Allianz

SE nicht zu erklären bzw. nicht recht zu fer�gen.

Schadensersatzpflicht bei Betriebsinsolvenzen

Verzögert die Allianz SE ihreLeistungen und kommt es infolge dessen zu Insolvenzen einzelner Betriebe

und war die Verzögerung der Leistung durch die Allianz SE vertragswidrig, dann ha�et die Allianz SE

unbegrenzt für den entstandenen Schaden. Es sei denn, die Versicherungsnehmer haben vorher dem

Kompromissvorschlag inklusive Anspruchsverzicht angenommen.

Persönliches Ha�ungsrisiko des Betriebsinhabers bzw. der Organe des Betriebs
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Nimmt ein Betrieb das Vergleichsangebot an, erhält der Betrieb darau�in 15% der Versicherungs-

summe anstatt der vollen Summe und gerät der Betrieb in Folge dessen in die Insolvenz, möglicher-

weise zu einem Zeitpunkt, in dem schon gerichtlich geklärt ist, dass der Versicherungsanspruch voll

bestanden hä�e, so ergeben sich daraus persönliche Ha�ungsrisiken für den Inhaber bzw. die Organe

des Betriebes.

Fazit
Der Kompromissvorschlag sollte nicht leich�er�g angenommen werden. Es lauern viele juris�sche Un-

wägbarkeiten. Es ist immer der Einzelfall zu prüfen. Dazu sollte dringend juristischer Rat eingeholt wer-

den. Die weitere Entwicklung muss aufmerksam beobachtet werden.

BetriebsschließungsversicherungundKurzarbeitergeld

Es tauchten Berichte auf, wonach die Bundesagentur für Arbeit Augsburg in einem Einzelbescheid zur

Gewährung von Kurzarbeitergeld dem Unternehmen folgende Formulierung auf den Bescheid druckte:

„Falls eineBetriebsschließungsversicherung vorliegt, ist keine Gewährung von Kurzarbeitergeld

möglich.“

Nähere Erläuterungen fanden sich nicht und daher kam es zu Spekula�onen, bis hin, dass der mit der

Versicherungswirtscha� ausgehandelte Kompromiss hinfällig sei.

Inzwischen hat die Bundesagentur für Arbeit auf Nachfrage mitgeteilt, dass auf die Frage, ob eine Be-

triebsschließungsversicherung den Bezug von Kurzarbeitergeld ausschließe, keine standardmäßige

Antwort gegeben werden könne.

Laut Auskun� der Bundesagentur der Arbeit handelt es sich bei der Formulierung um eine Art Rechts-

hilfebelehrung. Insofern werde das Kurzarbeitergeld schon gewährt, doch werde bei Prüfung verlangt,

dass das Unternehmen die Arbeitsagentur davon in Kenntnis setze, ob eine Betriebsschließungsversi-

cherung bestanden habe, der Versicherer geleistet oder ob der Versicherer dem Unternehmen über

die Kompromisslösung Zahlungen zugeführt habe.

Von der Kompromisslösung habe man Kenntnis bei der Bundesagentur für Arbeit, sagte eine Spreche-

rin laut Medienberichten. Eine standardmäßige Antwort könne es aber nicht geben, es komme immer

auf die Prüfung jeden einzelnen Falls an.
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Stornierungen imHotel-,Gast-und Beherbergungsgewerbe

EntscheidendeKriterien
In den meisten Fällen sind Stornierungen kostenlos möglich, ansonsten gilt wie immer: Es kommt drauf

an.

Es ist zu differenzieren, ob es sich die Stornierung auf eine Reise bezieht, also das Reiserecht im BGB

Anwendung findet, oder ob die Stornierung sich nur auf einen Beherbergungsvertrag bezieht, also im

Grunde das Mietrecht Anwendung findet. Reiserecht findet dann Anwendung, wenn mehrere Reisleis-

tungen (z.B. Hin- und Rückreise, Aufenthalt) gemeinsam gebucht wurden.

Es kommt auf den Zeitpunkt der Stornierung an und auf den Zeitpunkt des Aufenthaltes/der Reise:

War zu dem Zeitpunkt, in dem der Gast die Stornierung erklärte für den Zeitpunkt des Aufenthaltes/der

Reise bereits eine Warnung ausgesprochen worden, wird die Stornierung kostenlos möglich sein.

Es muss teilweise weiter differenziert werden, um welche Art der Reise/des Aufenthaltes es sich han-

delt: So waren sehr früh touris�sche Reisen in vielen Bundesländern untersagt, teilweise (zum Beispiel

in Schleswig-Holstein) auch Reisen zu Fortbildungszwecken.

Komplizierter ist die Einschätzung, ob Beherbergungsverträge von Geschäftsreisenden storniert wer-

den können. Nach einer Ansicht dür�e der Vertrag aus wich�gem Grunde zu kündigen sein. Der Deut-

sche Hotel- und Gaststättenverband geht hingegen davon aus, dass Hoteliers auf Zahlung der verein-

barten Übernachtungskosten bestehen können, abzüglich der ersparten Aufwendungen, etwa für

Frühstück.

StornierungennachReiserecht
Es gilt eine weltweite Reisewarnung (betrifft alle Reisen ins Ausland)

Gesundheitsministerium warnt ab 17.03. vor Inlandsreisen (betrifft alle Reisen im Inland)

Stornierung von Reisen vor Reiseantri� sind generell möglich: § 651 h Abs. 1 BGB.

Gemäß § 651 h Abs. 1 Satz 3 BGB kann der Reiseveranstalter eine angemessene Entschädigung (Stor-

nogebühr) verlangen, aber:
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Dies gilt nicht im Falle von ausgesprochenen Warnungen, dann grei� § 651 h Abs. 3 BGB:

„Abweichend von Absatz 1 Satz 3 kann der Reiseveranstalter keine Entschädigung verlangen, wenn am

Bes�mmungsort oder in dessen unmi�elbarer Näheunvermeidbare, außergewöhnliche Umstände auf-

treten, die die Durchführung der Pauschalreise oder die Beförderung von Personen an den Bestim-

mungsort erheblich beeinträch�gen. Umstände sind unvermeidbar und außergewöhnlich im Sinne die-

ses Unter�tels, wenn sie nicht der Kontrolle der Partei unterliegen, die sich hierauf beruft, und sich ihre

Folgen auch dann nicht hätten vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren Vorkehrungen getroffen wor-

den wären.“

StornierungenvonBeherbergungsverträgen
Rechtslage weniger eindeu�g.

Wenn Hotels/Herbergen die versprochene Leistung nicht erbringen können, zum Beispiel wegen be-

hördlich angeordneter Schließung, ist Rücktri� vom Vertrag problemlos möglich.

Kann der Gast die Leistung nicht in Anspruch nehmen, zum Beispiel weil touris�sche Reisen untersagt

sind, sollte Kündigung des Vertrags aus wich�gem Grund möglich sein.

Es wird vertreten, dass das Vorliegen einer Warnung (hier: Warnung des Gesundheitsministerium vor

nicht notwendigen Reisen im Inland) zu einer Kündigung aus wich�gem Grund berech�gt. Die Gegen-

ansicht wird auch vertreten.

Gesetzesänderung„Gutscheinlösung“
Eine schnelle Gesetzesänderung, durch die eine „Gutscheinlösung“ für die Reise- und Tourismusbran-

che eingeführt würde, ist derzeit nicht absehbar. Zwar wurde eine solche Gutscheinlösung für Musik-,

Kultur-, Sport- oder sons�ge Freizeitveranstaltungen auf den Weg gebracht; für die Reise- und Touris-

musbranche soll nach Medienberichten jedoch nach einer gesamteuropäischen Lösung gesucht wer-

den. Dies ist aber momentan noch nicht absehbar.

Bei Interesse kann der Gesetzentwurf einer Gutscheinlösung für Musik-, Kultur-, Sport- oder sons�ge

Freizeitveranstaltungen hier abgerufen werden.
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Sozialdienstleister-Einsatzgesetz
Per Eilverfahren hat der Bund am 30.03.2020 das Sozialdienstleister-Einsatzgesetz beschlossen.

Adressat dieses Gesetzes sind soziale Dienstleister und Einrichtungen der sozialen Fürsorge.

Grund hierfür ist, dass vorgenannte Dienstleister und Einrichtungen, insbesondere freie Wohlfahrts-

verbände, finanziell häufig besonders betroffen sind von den Auswirkungen der aktuellen Covid-19

Pandemie. Denn anders als kommerzielle Unternehmen dürfen diese kaum Rücklagen bilden, auf die

sie in Zeiten des Arbeitsausfalls zurückgreifen können. O� können diese auch keine Kredite aufneh-

men.

Deshalb wollte der Gesetzgeber eine Rechtsgrundlage schaffen, die es Leistungsträgern erlaubt, ihre

Zahlungen an soziale Dienstleister und Einrichtungen auch bei Ausfall der sonst zu erbringenden Leis-

tungen fortzusetzen.

Deshalb wurde das Konzept eines Sicherstellungsau�rags aufgestellt. Demnach sollen die sozialen

Dienstleister undEinrichtungen ihre aufgrund der Pandemie freigewordenen Kapazitäten zur aktuellen

Krisenbewäl�gung (Arbeitskra�, Räumlichkeiten, Sachmittel) zur Verfügung stellen und im Gegenzug

von den Leistungsträgern (BA, DRV, GUV, landesrechtliche Stellen der Jugend- und Eingliederungshilfe)

monatliche Zuschüsse von bis zu 75% des Durchschnittsbetrages der letzten 12 Monate erhalten. Dies

gilt auch für den Fall, dass eine Leistung des Dienstleisters oder der Einrichtung nicht tatsächlich bean-

sprucht wurde. Voraussetzung ist, dass der soziale Dienstleister/Einrichtung zum 16.03.2020 bereits in

einer Leistungsbeziehung zum jeweiligen Träger stand.

Der Antrag auf Zuschüsse ist beim Leistungsträger zu stellen, zu dem die jeweilige Einrichtung oder der

Dienstleister im Rechtsverhältnis stehen.

Probleme:

Der jeweils Betroffene hat nur dann einen Anspruch auf Bezuschussung, soweit der Bestand nicht an-

derwei�g abgesichert werden kann, dh er kann nur nachrangig geltend gemacht werden. Verrechnet

wird der Zuschuss mit Ansprüchen aus Kurzarbeitergeld, tatsächlich erbrachten Leistungen, Entschä-

digung nach IfSG und Zuschüssen aufgrund anderwei�ger gesetzlicher Regelungen.

Ein geleisteter Zuschuss aus Sicherstellungsvertrag muss ggf. (anteilig) an den Leistungsträger zurück-

erstattet werden, falls andere Ansprüche bestanden.

Zudem werden besondere Wohnformen (SGB XII) vom Sozialdienstleister-Einsatzgesetz nicht erfasst.

Gerade diesen entstehen aber voraussichtlich Mehrkosten für Schutzutensilien, Präventionsmaßnah-

men und Personal. Bislang versichern bereits diverse Leistungserbringer der Eingliederungshilfe den-

noch die Ersta�ung etwaiger Mehrkosten. Der Gesetzgeber hat für diese Wohnformen jedoch keinen

Zuschuss vorgesehen.
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Die Zuschüsse aus dem Sicherstellungsau�rag können zunächst einmal bis 30.09.2020 in Anspruch ge-

nommen und bis zum 31.12.2020 verlängert werden. Zuständig ist das jeweilige Bundesland.
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Verpflichtende Arbeitsschutzstandards
Die Bundesregierung hat bundesweit einheitliche, ergänzende Arbeitsschutzstandards zum Schutz vor

einer Ansteckung mit dem Coronavirus in Form von zehn konkreten und verbindlichen Regelungen

beschlossen.

Es wird unter anderem grundsätzlich vorgegeben, dass ein Abstand von mindestens 1,5 Metern zu

anderen Menschen auch bei der Arbeit einzuhalten ist - und zwar in Gebäuden, im Freien und in Fahr-

zeugen. Dafür müssten Absperrungen, Markierungen oder Zugangsregelungen umgesetzt werden. Wo

dies nicht möglich ist, seien alternativ etwa Trennwände zu installieren. Ist auch das nicht machbar,

sollen die Arbeitgeber Nase-Mund-Bedeckungen für die Beschä�igten und auch für Kunden und

Dienstleister zur Verfügung stellen.

Abläufe sollen so organisiert werden, dass Beschäf�gte möglichst wenig direkten Kontakt zueinander

haben. Pausen, Schichtwechsel oder Anwesenheiten im Büro sollen „durch geeignete organisatorische

Maßnahmen entzerrt“ werden.

Für Beschä�igte gilt der Grundsatz: "Niemals krank zur Arbeit": Wer Symptome wie leichtes Fieber

habe, soll den Arbeitsplatz verlassen oder zu Hause bleiben, bis der Verdacht ärztlich aufgeklärt ist.

Der Arbeitgeber muss Waschgelegenheiten und Desinfektionsspender bereitstellen.

Der Beschluss der Regierung kann hier heruntergeladen werden.

Wie dieser Beschluss in die Realität „übersetzt“ werden kann, so Heil, soll unter Mithilfe des DGUV,

des Spitzenverbandes Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung erarbeitet werden. Daher verweisen

wir auf die Homepage des DGUV in der Erwartung, dass dort in den kommenden Tagen weitere Infor-

mationen zur Verfügung gestellt werden.
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Situation für GemeinnützigeUnternehmen, Vereine und Kör-

perschaftendesöffentlichen Rechts
Bezüglich des Kurzarbeitergeldes ist die Voraussetzung an das Vorliegen versicherungspflich�ger Jobs

gebunden, dabei spielt die Unternehmensform keine Rolle. Für versicherungspflich�g Beschäf�gte

kann also KUG beantragt werden.

Bezüglich der Soforthilfen hat zum Beispiel Hamburg festgelegt, dass auch gemeinnützige Unterneh-

men diese erlangen können.

Der Paritä�sche Gesamtverband bewertet das Sozialschutzpaket aus dem BMAS insgesamt posi�v,

weist aber darauf hin, dass Einrichtungen außerhalb der Zuständigkeit des BMAS davon nicht erfasst

werden konnten. Das sind namentlich Bildungsträger, Jugendherbergen, Familienferienstä�en, Be-

gegnungsstä�en. Die Stellungnahme ist hier abzurufen: h�p://www.der-paritaetische.de/service-na-

vigation/suche/suchergebnis/schutzschirm-fuer-soziale-einrichtungen/
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FAQ
Eine Frage zur Entschädigung nach Infektionsschutzgesetz - während der Schließungszeit gibt es kei-

nen Anspruch nach § 56 an das Gesundheitsamt, da ja keine „Störung“ vom Betrieb ausging und es

eine Allgemeinverfügung war. Manche sagen, dassman sich nun nach § 64 aber an das Land es rich-

ten kann.

Wie ist Ihre Einschätzung?

Ein Anspruch aus § 64 IfSG erscheint uns als fernliegend. § 64 IfSG ist keine Anspruchsgrundlage. Sollte

sich die Frage auf § 65 IfSG beziehen, und hierzu geistern wohl Entschädigungstheorien durch das In-

ternet, so muss festgestellt werden, dass § 65 IfSG in bes�mmten Fällen Entschädigungen vorsieht,

nämlich wenn Gegenstände aufgrund der §§ 16,17 IfSG vernichtet worden sind. Dies greift aber nicht,

wenn Betriebe schließen müssen.

Jedoch weisen wir auf den Abschni� Staatliche Entschädigung hin. Hier führen wir eine Rechtsmeinung

mit auf, nach der ein Anspruch auf staatliche Entschädigung aus § 56 IfSG sehr wohl bestehen könnte.

Allerdings streiten sich bisher nur Juristen auf theore�scher Ebene und eine Entscheidung durch Ge-

richte steht noch aus. Beide Meinungen, ein Anspruch aus § 56 IfSG besteht oder besteht nicht, lassen

sich vertreten.

Durch das herausgebrachte Art. 5 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie

im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom 27.März 2020. Darin ist dargelegt, dass ein Klein-

stunternehmer (auf jeden Fall sollte das für Unternehmen bis 9 Mitarbeiter undeinem Jahresumsatz

bis 2 Mio. €uro gelten) unter gewissen Bedingungen das Recht hat, Rückzahlungen aus einem Dau-

erschuldverhältnis zu verweigern. Kann man sagen, dass dies auf alle wesentlichen Dauerschuldver-

hältnisse, zu denen ein Reisevertrag (jedenfalls nach altem Reisevertragsrecht) gehören sollte, gilt

und die Verpflichtung zur Rückzahlung demnach bis Ende Juni ruht, aber durch die Bundesregierung

bei Bedarf bis zum 30.09.2020 verlängert werden könnte?

Nein. Was ein „wesentliches Schuldverhältnis“ ist, ist im Gesetz genau geregelt. Maßgeblich ist Art.

240 EGBGB, dort ist besonders Abschni� 1, Satz 3 zu beachten. Dieser lautet imWortlaut: „Wesentliche

Dauerschuldverhältnisse sind solche, die zur Eindeckung mit Leistungen der angemessenen Daseinsvor-

sorge erforderlich sind.“ Ein Reisevertrag dient nicht zur Eindeckung mit Leistungen, die zur angemes-

senen Daseinsvorsorge erforderlich sind. Damit sind Reiseverträge hier nicht erfasst. Der Gesetzgeber

hatte vor allem Gas-, Strom- und Wasserversorgungsverträge im Sinn.

Wie gehe ich mit Rückersta�ungsforderungen vonKunden um, die auf einer Rückzahlungbestehen?
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Für den Fall, dass ein Kunde einen berech�gten Anspruch auf Rückersta�ung von Vorauszahlungen

hat (dies dürfte zumindest bei nicht geschä�lich Reisenden Personen regelmäßig der Fall sein), sind

Sie in einer misslichen Lage:

Sie könnten, um Ihre Liquidität zu wahren, versuchen, die Zahlung möglichst lange zu verzögern. Dabei

laufen Sie Gefahr, dass der Kunde einen Anwalt einschaltet und/oder ein gerichtliches Mahnverfahren

gegen Sie einleitet. Dann sind Sie sehr schnell mit höheren Kosten konfron�ert. Zudem laufen Sie Ge-

fahr sich schlechte Bewertungen im Internet einzufangen und das Vertrauen Ihrer Kunden zu verlieren.

Sollten die Ansprüche unbegründet sein, sollten Sie natürlich zahlen.

Sollten die Rechtslage für Sie unklar sein, also ob die Ansprüche berech�gt sind oder nicht, holen Sie

sich für den konkreten Fall anwaltlichen Rat ein.

Eine Gesetzesänderung, welche die sogenannte „Gutscheinlösung“ schafft, also die Möglichkeit, dass

Gutscheine statt Geld ausgegeben werden können, wird wohl für Veranstaltungen geschaffen werden,

für die Reisebranche strebt die Bundesregierung nach Medienberichten jedoch wohl eine gesamteu-

ropäische Lösung an, eine solche zeichnet sich aber noch nicht ab. Auf eine solche Lösung hin zu spe-

kulieren und Geld daher nicht auszuzahlen, erscheint als überaus riskant.

Wie soll sich ein Reiseveranstalter bzw. Mieter verhalten, der ein Seminarhaus (in Baden-Wür�em-

berg) gebucht hat, wenn das Seminarhaus zum Zeitpunkt der Reise geschlossen ist und laut Vertrag

Stornokosten in Höhe von 80% anfallen? Können Anzahlungen zurückgefordert werden?

Wenn das Haus geschlossen ist, aus welchen Gründen auch immer, bietet der Vertragspartner die ver-

sprochene Leistung nicht mehr an. Dann ist ein Rücktri� vom Vertrag möglich. In diesem Fall können

vom Betreiber des Seminarhauses gegebenenfalls geleistete Anzahlungen komplett zurückverlangt

werden. Stornokosten können von ihm nicht erhoben werden.

Der Reiseveranstalter/Mieter sollte sich darum sehr schnell bemühen. Eventuell sofort einen Anwalt

einschalten und einen Mahnbescheid beantragen, es ist zu befürchten, dass eine gesetzliche Änderung

bald dem Betreiber des Seminarhauses ermöglichen wird, sta� der Rückzahlung einen Gutschein zu

erstellen.

Die Situation in Baden-Wür�emberg ist so, dass nach der aktuellen Allgemeinverfügung des Landes

u.a. folgendes geschlossen ist:

• Hotels, Pensionen, Campingplätze und Wohnmobilstellplätze. Es gibt aber Ausnahmen für ge-

schä�liche Zwecke oder für besondere private Härtefälle,

• Betrieb von Reisebussen für Freizeitreisen
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Daher darf der Betreiber des Seminarhauses die vertraglich versprochene Leistung gar nicht mehr an-

bieten. Treten Sie vom Vertrag zurück und verlangen sie sämtliche Anzahlungen zurück. Machen Sie

Druck bei der Rückzahlung und beantragen Sie zeitnah einen Mahnbescheid.

Wie soll sich ein Freizeitanbieter gegenüber den Teilnehmenden verhalten, wenn die Freizeit nicht

sta�inden kann? Müssen bereits geleistete Anzahlungen zurückgezahlt werden?

Hier befindet sich der Anbieter der Freizeit in der umgekehrten Situation. Er kann die vertraglich ver-

sprochene Leistung nicht mehr erbringen. Die Kunden könnten also vom Vertrag zurücktreten. Nach

aktuell geltender Rechtslage müsste der Freizeitanbieter sämtliche Anzahlungen zurückzahlen. Das

Einbehalten einer Stornogebühr ist nicht möglich.

Normalerweise nach geltender Rechtslage könnte ein Teilnehmer jederzeit vor Antri� der Reise zu-

rücktreten gemäß § 651 h BGB. Dann könnte der Reiseveranstalter jedoch eine angemessene Entschä-

digung verlangen.

In der konkreten Situa�on würde aber ohnehin § 651 h Abs. 3 BGB gelten: Abweichend von Absatz 1

Satz 3 kann der Reiseveranstalter keine Entschädigung verlangen, wenn am Bes�mmungsort oder in

dessen unmi�elbarer Nähe unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände au�reten, die die Durchfüh-

rung der Pauschalreise oder die Beförderung von Personen an den Bes�mmungsort erheblich beein-

träch�gen. 2Umstände sind unvermeidbar und außergewöhnlich im Sinne dieses Untertitels, wenn sie

nicht der Kontrolle der Partei unterliegen, die sich hierauf beru�, und sich ihre Folgen auch dann nicht

hätten vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren Vorkehrungen getroffen worden wären.

Deshalb kann der Reiseveranstalter keine Stornogebühr erheben.

Konkret zu raten wäre dem Reiseveranstalter: Die Rückzahlung nicht selbst ohne entsprechende Erklä-

rung der Reiseteilnehmer vorzunehmen, auf Zeit zu spielen und abzuwarten, welche Gesetzesände-

rung vorgenommen wird. Nach Bundeskabine�sbeschluss soll es möglich sein, sta� der Rückzahlung

einen Gutschein auszugeben.

Soforthilfeantrag: Am Sitz des Betriebes oder am Sitz des Trägers (z.B. lt. HRG)?

Antragsberech�gt in Hamburg sind Unternehmen, die „ihre Tä�gkeit von einem Unternehmenssitz o-

der einer bestehenden Betriebsstätte in Hamburg ausführen.“ Diese Voraussetzung wird wohl in den

anderen Bundesländern entsprechend gelten.

Wich�g ist, für eine organisatorische Einheit nicht Soforthilfe in verschiedenen Bundesländern zu be-

antragen, da dies einen Betrugstatbestand verwirklichen könnte.
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KUG Antrag: Am Sitz des Betriebes oder am Sitz des Trägers (z.B. lt. HRG)?

Am Sitz des Betriebes. Aber der Träger sollte unter der Nummer 0800 4 5555 20 einen Berater bekom-

men, der dann für alle Betriebe zuständig ist.

Fundstelle für Stornokosten bis 90% (AG Frankfurt lt. Palandt für Hotel)

Wird nachgereicht.

Erleichterung für Mietverträge Anwendbarkeit auf Pacht?

Der Kündigungsschutz besteht für Pachtverträge ebenfalls.

Darüber hinaus sei auf einen aktuellen Text der DEHOGA Baden-Wür�emberg verwiesen, der eine

Einschätzung darüber abgibt, ob gastgewerbliche Unternehmer Ansprüche auf Miet-/Pachtminderung

haben:

https://www.dehogabw.de/informieren/branchenthemen/coronavirus/moegliche-ansprueche-auf-

miet-pachtreduzierung-aufgrund-der-corona-krise.html

Erleichterung für Mietverträge Anwendbar auf Erbbaupacht?

Gem. § 2 Nr. 4 ErbbauRG kann die "Verpflichtung des Erbbauberech�gten, das Erbbaurecht beim Ein-

treten bestimmter Voraussetzungen auf den Grundstückseigentümer zu übertragen (Heimfall)", ver-

einbart werden. Oftmals sind im Vertrag Klauseln enthalten, die besagen, dass ein Zahlungsverzug des

Erbbauberech�gten mit dem Erbbauzins mit mindestens 2 vollen Jahresbeträgen zum Heimfall führt.

Besteht eine solche Regelung sind die jüngsten Gesetzesänderungen bezüglich eines Kündigungsschut-

zes wegen Zahlungsverzug nicht anwendbar. Ansonsten für die Pacht siehe oben.

Klagen gegen Schulklassenreiseverbote bis Ende 2020 oder sogar bis 2021: Wann/wo/wie/wer/Fris-

ten? § 47 VwGO?

Wird nachgereicht.

Kurzarbeit auch für Häuser, deren Träger ein Bistum ist?

Ja. Weitere Informa�onen finden sich hier:

https://www.bistum-aachen.de/aktuell/nachrichten/nachricht/Kurzarbeit-fuer-kirchliche-Einrichtun-

gen-wird-moeglich/?instancedate=1585741275000
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Und hier:

https://www.kab-muenster.de/rechtsschutz/aktuelles/kurzarbeit-und-kurzarbeitergeld-kug-waeh-

rend-corona/

Kurzarbeit für geringfügig Beschä�igte?

Nein. Die im Gesetz vorgesehenen vereinfachten Bedingungen für die Inanspruchnahme von Kurzar-

beitergeld (KUG) gelten nur für die Fälle, für die auch ein Grundanspruch auf KUG gegeben ist. Arbeit-

geber können KUG nur für die Arbeitnehmer beantragen, die auch versicherungspflich�g in der Ar-

beitslosenversicherung sind. Geringfügig Beschä�igte (450-Euro-Minijobber) sind versicherungsfrei in

der Arbeitslosenversicherung, für sie kann daher nach wie vor kein KUG beantragt werden.

Können Geschä�sführer selbst Kurzarbeitergeld beziehen?

Ja, sofern sie selbst versicherungspflich�g angestellt sind.

Zeitkonten und Mindestlohn können kollidieren, weil nur ein kleiner Prozentsatz angesammelter

Stunden möglich ist. Weiterhin richtig?

Bi�e Frage konkre�sieren. Ansonsten:

Zeitkonten müssen nach der aktuellen Kurzarbeitergeld-Gesetzeslage nicht mehr vorrangig ausgegli-

chen worden sein.

„Ein Verdienst- oder Einnahmeausfall allein ist kein Liquiditätsengpass und wird nicht gefördert. Li-

quiditätsengpass ist auch mehr als der entgangene Gewinn. Das Unternehmen muss dadurch […] in

eine für das Unternehmen existenzbedrohliche Wirtscha�slage gekommen sein, in der es laufenden

Verpflichtungen nicht mehr nachkommen kann.“Wer als Kleinstunternehmer/Freiberufler halbwegs

vernün�igwirtscha�et, hatnatürlich eine gewisse Liquidität. Trotzdembedeutenmonatelange Null-

Einnahmen eine krasse Notlage. FRAGE: Wie wahrscheinlich ist eine Rückforderung von Soforthil-

fen? Eine (rückwirkende?) Vermögensprüfung?

Wenn aufgrund der laufenden Kosten absehbar ist, dass die zu erwartenden Einnahmen und die zur

Verfügung stehenden liquiden Mi�el nicht ausreichen um die betrieblichen Kosten für die nächsten 3

Monate zu decken, befindet sich das Unternehmen in einem Liquiditätsengpass. Das Unternehmen

muss nicht gleich bei Antragsstellung ohne liquide Mittel sein.

Momentan gehen sehr viele Anträge auf Soforthilfen ein. Diese werden unbürokra�sch bewilligt. Eine

genaue Prüfung aller Anträge mit Vermögensprüfung ist daher zunächst unwahrscheinlich.
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Welche Bedingungenmüssen in einer Betriebsschließungsversicherung erfüllt sein, damit sie in die-

ser Lage greift?

Siehe dazu oben, unter Versicherungsschutz.

Weitere Fragen?

Weitere Fragen können Sie gerne per E-Mail stellen. Bi�e bedenken Sie dabei, dass die Beantwortung

einzelner Fragen auch Zeit in Anspruch nimmt und stellen Sie Ihre Fragen daher bitte rechtzei�g vor

dem nächsten Mee�ng.

Fragen für das nächste Mee�ng:

service@bundesforum.de

Direkte Fragen an Rechtsanwalt Gunnar Schley:

Schley@kgs-hamburg.org

Sie erreichen die Homepage der Kanzlei KGS unter h�ps://www.rechtsanwaelte-kgs-hamburg.de/

Bleiben Sie gesund!


